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Ermittlungen gegen CDU-Politikerin werden eingeleitet 
Ehemalige Bürgermeisterin Kerstin Nicolai soll wegen Veruntreuung von Gemeindegeldern zur Rechenschaft gezogen werden 

Gegen die CDU-Landtagsabgeordnete 
Kerstin Nicolaus hat die Staatsanwalt-
schaft Zwickau erneut ein Ermittlungs-
verfahren eingeleitet. Nicolaus hatte 
vor kurzem überraschend ihr Amt als 
Bürgermeisterin von Hartmannsdorf 
im Zwickauer Land niedergelegt. 
„Es geht um die massive Veruntreuung von 
Gemeindegeldern“, so der Sprecher der Be-
hörde, Oberstaatsanwalt Holger Illing. Den 
Grund dafür lieferte ein Prüfbericht des säch-
sischen Rechnungshofes. Dieser stieß bei der 
Kontrolle kommunaler Haushalte in Hart-
mannsdorf auf Ungereimtheiten. So wurden 
zum Beispiel Reisekostenabrechnungen der 
CDU-Politikerin in Frage gestellt, da sie in ei-

nem ungerechtfertigten Verhältnis zu ihrem 
Ehrenamt in Hartmannsdorf stehen. Da die 
Ermittlungen gegen Nicolaus noch laufen, 
wollte die Staatsanwaltschaft noch keine De-
tails bekannt geben. Es gebe keinen Grund 
das Verfahren einzustellen, nur weil die Ge-
meindechefin ihr Amt freiwillig aufgegeben 
habe. Ein anderes laufendes Verfahren gegen 
die 47-Jährige wurde durch ihren Rücktritt 
aber tatsächlich abgehakt. Das Regierungs-
präsidium Chemnitz hatte am Jahresanfang 
aufgrund erheblicher Bedenken über die 
Amtsführung der Bürgermeisterin ein Unter-
suchungsverfahren eingeleitet. Ziel war es, 
der Politikerin das Amt zu entziehen. In ei-
nem anderen Fall im November 2007 wur-

de sie wegen Fördermittelbetrugs zu einer 
Geldstrafe verurteilt. Nach dem Hochwas-
ser im August 2002 hatte Nicolaus Fluthilfe-
gelder ungerechtfertigt für den Neubau ei-
nes Sozialgebäudes auf dem Hartmanns-
dorfer Sportplatz genutzt. Im Januar 2008 
wurde sie daraufhin vorläufig vom Dienst 
suspendiert. Schon damals hatte Regie-
rungspräsident Karl Noltze keine Zweifel 
daran, dass diese Vorwürfe reichen wür-
den, ihr den Posten der Bürgermeisterin 
streitig zu machen. „Das erübrigt sich nun. 
Es macht ja keinen Sinn, ein solches Verfah-
ren zu führen, wenn die Beschuldigte ihr 
Amt niedergelegt hat“, sagte er. Nicht vom 
Tisch sind aber die Rückzahlungsforderun-

Verdacht: Haken-
kreuz stammte vom 
„Opfer“ selbst 
Die Hakenkreuz-Affäre in Mittweida hat ein 
juristisches Nachspiel. Laut dem Nachrich-
tenmagazin „Focus“ will die Staatsanwalt-
schaft Chemnitz bald Anklage gegen Rebek-
ka K. erheben. Man gehe davon aus, dass 
sich das 18-jährige Mädchen das Haken-
kreuz selbst in die Hüfte geritzt habe und 
die Straftat vorgetäuscht sei. Aufgrund ei-
nes neuen medizinischen Gutachtens be-
stehe der eindeutige Befund, dass sich das 
Mädchen die Verletzungen selbst zugefügt 
habe. Im Februar 2008 wurde Rebekka K. 
trotz laufender Ermittlungen vom bundes-
weiten Bündnis für Demokratie und Tole-
ranz für ihr Engagement gegen Rechts-
extremismus ausgezeichnet. (msn)

Am 8. Juni findet die Mittweidaer Bürger-
meisterwahl statt. Die Medien der Hoch-
schule Mittweida führen am 13. Mai dazu 
eine öffentliche Diskussionsrunde mit 
den beiden Kandidaten Gabriela Wein-
hold und Matthias Damm durch. Neben 
den Kollegen von 99drei Radio Mittwei-
da, medien-mittweida.de und MW Digital 
wird auch die NOVUM vertreten sein. 
Wenn Sie Fragen haben, die Sie gern von 
den Kandidaten beantwortet hätten, 
dann schicken Sie uns diese an: 
 
zeitung@htwm.de 
 
oder postalisch an: 
 
Hochschule Mittweida 
Redaktion NOVUM-Print 
Technikumplatz 17 
09648 Mittweida 
 
Wir freuen uns auf Ihre Fragen.

Stellen Sie Fragen!

Der lokale Aktionsplan steht für mehr Toleranz in Mittweida.
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Aktionsplan gegen Rechtsextremismus 
Landkreis stellt weiterhin Geld für Projekte, die Toleranz fördern zur Verfügung 

Der lokale Aktionsplan des Landkrei-
ses Mittweida wird in einer zweiten 
Ausschreibungsrunde fortgesetzt. Ei-
ne Initiative zur Stärkung von Vielfalt, 
Toleranz und Demokratie. Gegen 
Rechtsextremismus, Fremdenfeind-
lichkeit und Antisemitismus. 
„Die Gelder, welche verteilt werden, kom-
men Projekten zu gute, die sich mit dem 
Thema Rechtsextremismus auseinander 
setzen. Sie sollen informieren, sensibili-
sieren und zum Nachdenken anregen“ 
sagt Manfred Lindemann von der Stabs-
stelle Extremismusbekämpfung des Land-
ratsamtes Mittweida. In diesem Jahr ste-
hen noch rund 85.000 Euro zur Ver-
fügung. Bis zum 31. Mai ist es Antragstel-
lern möglich ihr Konzept beim Landrats-
amt Mittweida abzugeben. Bereits 27 Pro-
jekte erhielten in diesem Jahr eine Unter-
stützung von insgesamt 66.000 Euro. 
Der Förderverein der Fichteschule in Mitt-
weida erhält für eine organisierte Fahrt nach 
Auschwitz einen Zuschuß von rund 6.500 
Euro. Bei dem Besuch des Konzentrations-
lager werden die Jugendlichen vor allem 
emotional mit der Thematik konfrontiert.  
Der Oase e.V., welcher ein Antiaggressi-
onsprojekt organisiert, erhielt den größ-
ten der vergebenen Beträge. Fast 12.000 
Euro wurden dem Vorhaben des Vereins 
beigesteuert. Dieses Antiaggressionstrai-
ning ist für Kinder von acht bis vierzehn 
Jahren gedacht, bei denen Gewaltbereit-
schaft besonders ausgeprägt ist. Sie ler-
nen mit Provokationen umzugehen, Kon-
flikte gewaltfrei zu lösen und Begriffe wie 
Nähe und Distanz zu definieren. 
Insgesamt hat der Landkreis für den Akti-
onsplan 2007 und 2008 jeweils 100.000 
Euro  bereitgestellt, wobei die maximale 
Förderungssumme eines Projektes bei 
20.000 Euro liegt. „Da das vergangene 

Jahr ziemlich kurz war – wir haben erst 
im Juli mit dem lokalen Aktionsplan be-
gonnen – ist Geld übrig geblieben, das 
wir nun zusätzlich verteilen können“, er-
klärt Lindemann. „Bis jetzt sind 37 Anträ-
ge bei uns eingegangen.“  
„Wenn man Fördermittel bekommen 
möchte, muss man die Spielregeln beach-
ten und einhalten. Sind Projekte vollkom-
men am Thema vorbei oder will derjenige 
sich nur eine Reise finanzieren, kann es 
schnell zu einer Ablehnung des Antrages 
kommen“, so Lindemann weiter.  

Obwohl es meist Vereine sind, die Anträ-
ge für Projekte stellen, ist es auch Einzel-
personen möglich, Zuschüsse zu erhal-
ten. Wichtig ist, dass auf jeden Fall eine 
aussagekräftige Projektbeschreibung vor-
gelegt wird. Es müssen die Ziele und In-
halte deutlich werden, sowie an welche 
Zielgruppe sich das Vorhaben richten 
soll. Im Juni wird vom Begleitausschuss 
darüber entschieden, welche Aktionen 
gefördert werden und in welchem Maß 
dies geschieht. 

Christian Troitzsch

gen des Landratsamtes gegen Nicolaus. Die 
Bürgermeisterin hatte die zu Unrecht kas-
sierten Flutgelder in fünfstelliger Höhe 
zwar zurück gezahlt, jedoch aus der Ge-
meindekasse. Nicolaus soll dem Landrats-
amt zufolge selbst für die Kosten aufkom-
men. Das Gleiche gilt für die Anwaltskos-
ten, die auch aus der Kasse der Gemeinde 
bezahlt wurden. Auch das Verwaltungs-
gericht Chemnitz wird sich weiter mit den 
Flutgeldbetrügereien in Hartmannsdorf 
auseinandersetzen. Denn das Regierungs-
präsidium besteht auf die Rückzahlung 
weiterer Fördergelder. Nicolaus jedoch hat 
sich dagegen bisher gewehrt. 

Sina Richter


